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Fachinformation: Überschreitung des ermittelten Düngebedarfs auf 

Grund nachträglich eintretender Umstände 

 

Nach § 3 Abs. 3 Satz 3 DüV ist eine Überschreitung des ermittelten N-Düngebedarfs um max. 10 % 

zulässig, soweit auf Grund nachträglich eintretender Umstände, insbesondere Bestandesentwicklung  

oder Witterungsereignisse, ein höherer Düngebedarf besteht.   

 

In Folge der kontinuierlichen und teils ergiebigen Niederschläge der letzten Wochen sind viele Winter-

getreidebestände durch hohe bis sehr hohe Bestandesdichten gekennzeichnet, die einen überdurch-

nittlichen Ertrag erwarten lassen. Durch die mengenmäßige Begrenzung der N-Düngung sind insbe-

sondere beim Winterweizen Ertrags- und/oder Qualitätsverluste (RP-Gehalt) möglich. Zur Vermeidung 

dieser Verluste kann daher in Einzelfällen eine Überschreitung des N-Düngebedarfs im Rahmen der 

diesbezüglichen Vorgaben der DüV erforderlich sein.  

Die Notwendigkeit von N-Düngezuschlägen ist im Bedarfsfall für betroffene Schläge/Bewirtschaftungs-

einheiten separat darzulegen. Pauschale N-Düngezuschläge sind nicht zulässig! 

 

Eine Überschreitung des Düngebedarfs nach Maßgabe von § 3 Abs. 3 DüV ist bei einer Bestan-

desdichte von mehr als 700 ährentragenden Halmen pro Quadratmeter zulässig.  

Diese Regelung gilt nur für Winterweizen im Frühjahr 2021. 

 

Der vor der ersten Düngung nach § 4 DüV ermittelte Düngebedarf darf maximal um 10 % überschritten 

werden.  

 

Um von dieser Regelung Gebrauch machen zu können, muss die Bestandesdichte durch eine reprä-

sentiative Bonitur ermittelt und dokumentiert werden. Für die Dokumentation ist das „Nachweisprotokoll 

- Nachträgliche Umstände“ zu verwenden. Außerdem ist die Bestandesdichte durch Fotoaufnahmen 

mit Ort- und Zeitangabe zu dokumentieren.  

Für eine repräsentative Ermittlung der Bestandesdichte ist 1 Bonitur je 10 ha durchzuführen und die 

Bestandesdichte des Schlages durch Mittelwertbildung aus den Einzelbonituren zu bestimmen.  

 

Hinweis für Flächen in nitratbelasteten Gebieten („§ 13a-Gebiete“): 

Durch die N-Düngezuschläge darf die nach § 13a Abs. 2 Nummer 1 um 20 % reduzierte jährliche Ge-

samtsumme des N-Düngebedarfs nicht überschritten werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.lms-beratung.de/de/.galleries/Downloads_LFB/DueV/Nachweisprotokoll_Nachtraegliche-Umstaende-210528.docx
https://www.lms-beratung.de/de/.galleries/Downloads_LFB/DueV/Nachweisprotokoll_Nachtraegliche-Umstaende-210528.docx
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